Niederschrift

über die 57. öffentliche Sitzung des Stadtrates

am 21.01.2014 um 19.00 Uhr im Sitzungssaal des Rathauses der Stadt Berching

Sämtliche Mitglieder des Stadtrates waren ordnungsgemäß geladen.

Vorsitzender: 
Erster Bürgermeister Ludwig Eisenreich

Schriftführer: 
Verwaltungsfachwirt Buchberger

Anwesend waren die Mitglieder des Stadtrates:


	Eisenreich Ludwig, 1. Bürgermeister
	Meil Maria

	Blomeier Franz
	

	Brandl Georg
	

	Delacroix Gerlinde, 2. Bürgermeisterin
	Rackl Manfred

	
	Reindl Karl

	Frenzel Karl-Heinz
	Schoyerer Johann

	Götz Richard
	Seemeier Manfred

	Höffler Andreas
	Steindl Erich

	Hollweck Sieglinde, 3. Bürgermeisterin
	Winkler Josef

	Leidl Josef
	Zeller Michael

	Mayer Josef
	


Entschuldigt abwesend waren die Mitglieder des Stadtrates:


Dr. Donhauser Franz

Meyer Roland
Neger Markus

Unentschuldigt abwesend waren die Mitglieder des Stadtrates:

---
Anwesend waren die Ortssprecher:


Brandmüller Wolfgang, Staufersbuch
Meier Karl jun., Altmannsberg
Waldmüller Siegfried, Wirbertshofen
Weidinger Reinhard, Wolfersthal, Grubach, Eismannsberg
Zenk Ingeborg, Plankstetten
Ferner waren anwesend:



Verwaltungsfachwirt Buchberger
VAR Rogoza
VAR Strobl
Beschlussfähigkeit war gegeben !
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Erster Bürgermeister Eisenreich eröffnet die Sitzung. Er stellt fest, dass sämtliche Mitglieder ordnungsgemäß geladen wurden und Beschlussfähigkeit gegeben ist. Einwendungen gegen die Tagesordnung werden nicht erhoben.
1.
Genehmigung der Niederschrift über die Sitzung des Stadtrates vom 17.12.2013
BESCHLUSS:  Ja-Stimmen:  18 /  Nein-Stimmen: 0     
Die Niederschrift über die Sitzung des Stadtrates vom 17.12.2013 wird genehmigt.

2.
Radwegebau an Staatsstraßen – Bericht über staatliche Förderprogramme mit Beratung und Beschlussfassung über ein städtisches Konzept 
Erster Bürgermeister Eisenreich und VAR Strobl erläutern dem Stadtrat die Angelegenheit. Auf die Vorberatung im und die Beschlussempfehlung des Bau- und Umweltausschusses vom 05.11.2013 wird Bezug genommen.
Stadtratsmitglied Mayer ist der Auffassung, dass gerade für die Beschäftigten der Fa. Schabmüller und der Fa. Huber ein Ausbau des Betriebsweges entlang des Main-Donau-Kanals von Berching nach Sollngriesbach und Erasbach in der Weise erforderlich ist, dass eine ganzjährige Nutzung möglich ist (z. B. Alsphaltierung).

Stadtratsmitglied Meil befürwortet das Konzept grundsätzlich, weist jedoch darauf hin, dass auch vorhandene, nicht befestigte Wegeverbindungen in die Planungen einbezogen werden sollten. Hierdurch könnten die zur Verfügung stehenden Finanzmittel gezielter eingesetzt werden.

Stadtratsmitglied Leidl weist erneut auf die Notwendigkeit einer Radwegeverbindung von Holnstein zur Erbmühle hin. Ggf. bestünden bessere Chancen, diese Maßnahme umzusetzen, wenn diese Gemeindeverbindungsstraße zur Kreisstraße aufgestuft werden könnte. 
BESCHLUSS:  Ja-Stimmen:  18 /  Nein-Stimmen: 0     
Dem vorgestellten und in der Sitzung des Bau- und Umweltausschusses vom 05.11.2013 vorberatenen Konzept zum Radwegebau an Staatsstraßen wird zugestimmt.

Insbesondere wird die Realisierung folgender Maßnahmen für notwendig erachtet:

- 
Verbindung von Holnstein nach Freihausen entlang der Staatsstraße

- 
Verbindung von Berching nach Burggriesbach entlang der Staatsstraße

-
Lückenschluss von der Fa. Huber im Industriepark Erasbach zur B 299
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Vom Kreisverkehr Oenung entlang der Staatsstraße nach Wallnsdorf und weiterführend entlang der Kreisstraße bis nach Mallerstetten
Bezüglich der Finanzierung sollte versucht werden, zumindest zwei Maßnahmen durch das Staatliche Bauamt, dessen Ausbauprogramm neu aufgelegt werden soll, finanzieren zu lassen. Weitere zwei Maßnahmen könnten ggf. über das sog. Sonderausbauprogramm für Radwege entlang von Staatsstraßen gefördert werden. Baulast- und Kostenträger bei einer Zuschussquote von 70 – 80 % wäre bei diesen Maßnahmen die Stadt Berching.
Ebenso sollte der Landkreis gebeten werden, diverse Radwegebauten entlang von Kreisstraßen, insbesondere im nordöstlichen Bereich der Stadt Berching, in das dortige Ausbauprogramm aufzunehmen.

3.
Überörtliche Prüfung der Jahresrechnungen 2006 – 2011 durch den Bayer. Kommunalen Prüfungsverband – Stellungnahme und Beschlussfassung zu Nr. 4.2 und 4.3 des Prüfberichtes
VAR Strobl erläutert dem Stadtrat ausführlich die einzelnen Prüfungshinweise. Auf den Aktenvermerk vom 05.06.2013, der den Mitgliedern des Stadtrates in Ablichtung vorliegt wird verwiesen.
a)
Ziffer 4.2 TZ 3

BESCHLUSS:  Ja-Stimmen:  18 /  Nein-Stimmen: 0     
Der Stadtrat nimmt die Prüfungserinnerung zur Kenntnis. Aufgrund der geschilderten Umstände im Aktenvermerk vom 05.06.2013 war und ist auf die Erhebung von Kostenerstattungsbeiträgen zu verzichten.

b)
Ziffer 4.2 TZ 4
BESCHLUSS:  Ja-Stimmen:  18 /  Nein-Stimmen: 0     
Die Prüfungserinnerung wird zur Kenntnis genommen. Ein Bedarf auf Erlass einer Satzung über die Erhebung von Kostenerstattungsbeiträgen nach §§ 135 a – 135 c des Baugesetzbuches wird derzeit nicht erkannt.
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c)
Ziffer 4.3 TZ 9
BESCHLUSS:  Ja-Stimmen:  18 /  Nein-Stimmen: 0     
Entsprechend den Prüfungserinnerungen beschließt der Stadtrat, die Änderung der Erschließungsbeitragssatzung vom 17.01.2001. Die anliegende Änderungs-satzung ist insofern Bestandteil des Beschlusses.

d)
Ziffer 4.3 TZ 10
BESCHLUSS:  Ja-Stimmen:  18 /  Nein-Stimmen: 0     
Entsprechend der Prüfungserinnerung beschließt der Stadtrat die Änderung der Straßenausbaubeitragssatzung vom 31.03.2010. Der anliegende Satzungsentwurf ist insofern Bestandteil des Beschlusses.

e)
Ziffer 4.3 TZ 11
BESCHLUSS:  Ja-Stimmen:  18 /  Nein-Stimmen: 0     
Beim ursprünglichen Erlass der Straßenausbaubeitragssatzung hat der Stadtrat den Anteil der Anlieger entgegen den Vorschlägen der Mustersatzung geringer angesetzt. Im Interesse eines bürgernahen und bürgerfreundlichen Verwaltungs-handeln verbleibt es bei den bisherigen Beitragssätzen.

f)
Ziffer 4.3 TZ 12
BESCHLUSS:  Ja-Stimmen:  18 /  Nein-Stimmen: 0     
In Anbetracht der Tatsache, dass eine Neuberechnung und Neuveranlagung der Straßenausbaubeiträge im Ortsteil Rudertshofen und Jettingsdorf nur unwesent-liche Beitragsmehreinnahmen erwarten lässt und insbesondere zur Wahrung des Rechtsfriedens wird entgegen der Anregung des Kommunalen Prüfungsverbandes auf eine Nachveranlagung verzichtet. 
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g)
Ziffer 4.3 TZ 13
BESCHLUSS:  Ja-Stimmen:  17 /  Nein-Stimmen: 0     



(Stadtratsmitglied Rackl war bei der Abstimmung nicht anwesend)
Im Sinne einer bürgerfreundlichen und bürgernahen Verwaltungspraxis sollen auch künftig Vorauszahlungen auf die zu erwartenden Erschließungsbeiträge oder Straßenausbaubeiträge nach der bisherigen Praxis festgesetzt werden. Damit verbleibt es bei der Regelung, dass 50 % als Vorauszahlung und weitere 50 % als Restzahlung festzusetzen sind.

h)
Ziffer 4.3 TZ 14
BESCHLUSS:  Ja-Stimmen:  18 /  Nein-Stimmen: 0     
Im Interesse eines bürgerfreundlichen und bürgernahen Verwaltungshandelns soll die bisherige Vorgehensweise bei der Einordnung der Straßen für die Festsetzung eines Straßenausbaubeitrages beibehalten werden. In der Gesamtbetrachtung der Situation ist es sinnvoll und nachvollziehbar, die bisherige Handhabung verhältnis-mäßig großzügig im Sinne der Beitragspflichtigen und im Sinne des städtischen Haushaltes beizubehalten.

i)
Ziffer 4.3 TZ 15
BESCHLUSS:  Ja-Stimmen:  18 /  Nein-Stimmen: 0     
In Anbetracht der Tatsache, dass der Austausch der Leuchtmittel der Straßenbe-leuchtung sich in ca. sieben Jahren durch den geringeren Stromverbrauch refinanziert, ist eine Erhebung von Straßenausbaubeiträgen nicht zu vertreten. Auf die Festsetzung von Straßenausbaubeiträgen wird verzichtet.

j)
Ziffer 4.3. TZ 16
BESCHLUSS:  Ja-Stimmen:  18 /  Nein-Stimmen: 0     
Die bisherige Vorgehensweise bei der Ablösung von Erschließungsbeiträgen ist im Interesse der Gleichbehandlung aller Grundstückskäufer bzw. Grundstücks-besitzer beizubehalten. 
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k)
Ziffer 4.4 TZ 29 a
BESCHLUSS:  Ja-Stimmen:  18 /  Nein-Stimmen: 0     
Die Verwaltung wird angehalten, eine notwendige Kanalsanierung in den einzelnen Straßenzügen so zu gestalten, dass der von der Rechtsprechung geforderte Anteil an der Gesamtlänge des Entwässerungssystems in den einzelnen Straßenzügen nicht überschritten wird. Auf die Erhebung von Straßenausbaubeiträgen sollte in jedem Fall verzichtet werden.

4.
Bericht über die Beteiligungen der Stadt Berching an Unternehmen des Privatrechts
Erster Bürgermeister Eisenreich erläutert dem Stadtrat die Angelegenheit. Auf die entsprechend Tischvorlage wird verwiesen.

5.
Berichte und Anfragen
a) Gleichstrompassage Süd – Ost

Stadtratsmitglied Mayer ist der Auffassung, dass sich der Stadtrat im Hinblick auf die geplante Gleichstrompassage schnellstmöglich zu einer Sondersitzung treffen sollte, um eine gemeinsame Resolution gegen die geplante Trasse zu verabschieden.
b) Breitbandversorgung

Stadtratsmitglied Mayer ist der Auffassung, dass die Stadt aufgrund der angekündigten Verbesserung des Förderverfahrens zum Breitbandausbau schnellstmöglich aktiv werden sollte.

c) Unfallschwerpunkt Burggriesbacher Straße

Stadtratsmitglied Frenzel  bittet darum, schnellstmöglich den Unfallschwerpunkt an der Burggriesbacher Straße durch die Verkehrsschau begutachten zu lassen, ob bzw. welche Verbesserungen hier geschaffen werden könnten.

Der Vorsitzende



Der Schriftführer


Eisenreich



Buchberger

Erster Bürgermeister


Verwaltungsfachwirt
